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Verhandlungen der 11 . Kammer der badischen Stände i. J . 1844 . Augusts

Herauögcgeben von den Abgeordneten

Sassermann , Uaum , Vissing , Vuhl , Gottschalk , v . Ihsiein , Mathy , Nindrschwender , Sander , Welckrr , Weller

und Anderen .

Redigirt von Karl Stein . — Druck von Malsch und Vogel .

117te öffentlicheSitzung der 2 . Kammer .

( Schluß .)

Gottschalk . Zur Beruhigung der oben erwähnten

Gegenden , welche ( auch mit dringenden Bedürfnissen ) in

dieser Budgetperiode gar nicht berücksichtigt werden , kann

ich hier erklären , daß dies auch in anderen Landesbezi
'rkcn

vorgckommen ist , ja sogar mit Straßen , worüber die

Pläne nicht mehr im Rückstände sind , was der Herr

Redner der Regierung eben als Grund der Verschiebung

angegeben hat . — In solcher Lage befindet sich der schon

vor langen Jahren als dringend anerkannte bessere Ueber -

gang des Wehrcr Berges , für welche Straßenanlage

schon in früheren Jahren in diesem Hanse Gelder bewil¬

ligt waren , ohne daß an der Ausführung bis heute etwas

geschehen ist . — ES ist zwar richtig , daß man früher über

die Richtung , ob über Schwörstett oder über Wehr , im

Streite war . Nun sind aber die genauen Pläne meines

Wissens schon längst gefertigt , und die Leute aus der Ge¬

gend in der Richtung von Schopfheim nach Sackingen
werden nicht begreifen können , daß auch dies Mal der so

gefährliche Bergübergang nicht in dem Budget vorgesehen

ist. Wenn ich bisher hievon geschwiegen habe , so glaube
man ja nicht , daß die Sache weniger dringend ist , als

früher , sondern weil ich mit der Aeußerung der Herren

Regierungscommissäre einverstanden bin , daß man nicht
Alles auf ein Mal machen kann ; dennoch aber kann ich

nicht umhin , der hohen Regierung angelegentlichst zu em¬

pfehlen , jenen dringend wichtigen Straßenbau in das nächste

Budget aufnehmen zn wollen .
Seltzam bringt die Slraße von Winzenhofen über

Krautheim nach Borberg , sowie den Straßenzug von

Borberg in 'S Bauland in Anregung und Bader bittet die

Regierung , bei dem künftigen Budget auf die Straße von

Randegg rach Diefenhofen oder Gcilingen Rücksicht zu

nehmen .

Die Kammer bewilligt ferner 4,900 fl . für Vermessung
und Taxation der Waldungen und 4,600 fl . für bas Co -

piren der Waldplane .
Diskussion über den nachträglichen Bericht

der Budgetcommission zu dem außerordent¬

lichen Budget des Kriegsmiuisteriums . Er¬

stattet von vem Abg . v. Jtz stein .

Die nachträgliche Notiz über den Neubau der Dra¬

gonerkaserne zu Karlsruhe zur ständische » Zustim¬

mung .
In der Begründung ist gesagt , daß die Regierung zwar

der Ansicht gewesen , daß der künftigen Kammer , welche

die Nachweisungen über den außerordemlichen Kredit von

1,152,937 fl . und dessen Verwendung zu prüfen haben

wird , zugleich mit diesen Nachweisungen auch die Begrün¬

dung über den Aufwand für den in Frage stehenden Ka¬

sernenbau , welcher theils auS den bei diesem Kredit zu

erwartenden Ucberschüffen zu bestreiten gewesen wäre , theils

als unvermeidliche Uebcrschrektung sich hcrausgestcllt haben

wüide , vorzulrgen sei , sie finde aber auch keinen An¬

stand , dem Anträge der Budgetcommiffion durch die ge¬

wünschte Vorlage zu entsprechen und eS sei demgemäß der

Aufwand für die bereits gebaute Kaserne sowohl als für

die weiteren damit in Verbindung stehenden Stallbauten

im Benag von 71,850 fl . nachträglich in vas außerordent¬

liche Budget für 1844 und 1845 ausgenommen worden .
Die Dringlichkeit des Baues und die Einhaltung größt¬

möglicher Sparsamkeit sei in den früher übergebenen No¬

tizen vollständig nachgewiesen , und auch von der Budget -

commission nicht in Abrede gestellt . Die Regierung Hab«

sich , ohne sich schwerer Verantwortlichkeit auSzuseyen , der

unabweislichen Abhülfe der bestandenen Uebelstände nicht

länger entschlagen können und eher die Rechtfertigung
einer Kreditüberschreitung , die ihr unter den vorliegenden

Verhältnissen wohl nicht schwer fallen werde , übernehmen

müssen , alS daß sie bei eintretcnden schweren Verlusten
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an Menschenleben die längere Dauer einer den Ansorde - ;
Zungen der Humaniläl so sehr widerstrebenden Kasernirung
der Mannschaft hätte zu verantworten vermögen . Die

Frage , warum die erforderlichen Mittel nicht schon im

Jahre 1811 mit dem außerordentlichen Kredite für die

Vervollständigung der Truppenausrüstung speziell angefor -
dcri worden sind , erörtert die Begründung damit , daß bei
der Vermehrung des Armeccorps im Jahre 1811 vorzugs¬
weise diejenigen Theile der Ausrüstung , die die Schlag -

fertigkeit eines Heeres bedingen , in ' s Auge gefaßt , die

nöthigen Herstellungen für den Garuisouodienst der Trup¬
pen aber zurückgesetzt werde » mußten , und es habe nicht
an den Bau von Fricdcnskaserne » gedacht werde » können ,
so lange noch eine Mobilmachung und Ausman '

ch ,
wenn auch nur in drohender Ferne , sich als Möglichkeit
darstcllen mußte . Die Begründung weist nun nach , wie

sich nach dem Plane zur Herstellung des erforderlichen
Raums ein Kostenaufwand von 71,850 fl . ergeben habe ,
und fährt dann fort : Dieser Aufwand ist nun allerdings
erheblich , und cs lag daher auch in der Absicht , mit dem
Bau nur in dem Maße vorzuschreiten , als die erwarteten
Neberschüsse von dem außerordentlichen Kredit sich reali -

sircn , oder sich sonst Mittel zur vorschüßlicben Bestreitung
ergeben würden ; indessen zeigte es sich bei der Ausführung ,
daß die beabsichtigt gewordene Ihcilweise Ausführung des

Hauptbaues und der Seitengebäude nicht gut thunlich war
und nur zu vermehrten Kosten führen würde , daher nicht
angestanden werden konnte , den ganzen Vorderbau zugleich
in Angriff zu nehmen , wogegen der Bau der Stallungen
noch ausgesetzt belassen ist . Nachdem nun die Regierung
sich genvthigt gesehen hatte , den Bau zu beginnen , ohne
vorher die Mittel von den Kammern anfordern zu köiinen ,
also die Verantwortung auf sich nehmen mußte , so ent¬
stund die Frage , ob dieses durch Ausnahme der erforder¬
lichen Summe in das außerordentliche Budget , also vor
der diesjährigen Kammer , zu geschehen habe , oder als

thcilweise Ueberschrcitungeu des außerordentlichen Kredites
von 1,152,937 fl . bei den Nachweisungen über dessen Ver¬

wendung vor der nächsten Kammer geschehen solle . Die
Regierung entschied sich , da die vorschüßlich dazu verwen¬
deten Gelder der Periode 1812 und 1813 , und >811 und
1815 angehören , für letzteres , und glaubt die Verant¬

wortung dieses Baues vor keiner Kammer scheuen zu dürfen ,
da der damit zu erreichende Zweck so gewichtig und als
eine so unabweisliche Pflicht erscheint , daß die Regierung
für die hierbei einzig auf das Wohl des Soldaten bethä -

tigte Fürsorge sich der Zustimmung der beiden Kammern
der Stände wohl versichert halten darf.

Hiezu sagt der Commissionsbericht im Wesentlichen :
Die Budgetcommission vermag in der Motivirung des

Knegsministcriums jene vollständige Rechtfertigung nicht
zu finden , welche dasselbe gegeben zu haben glaubt . Der
Bau mag nötlig geworden sein , aber so dringend war er
keineswegs , daß man ihn beginnen mußte , mit Nichtbe¬
achtung der verfassungsmäßigen Verpflichtungen . Immer
konnte der Bau noch so lange verschoben werden , bis die
Bewilligung der Mittel erfolgt war , und jedenfalls hätte
das , was die Budgetcommission beantragen mußte , wenn
sie nicht alsbald den unangenehmer » Weg , den der Be¬
schwerde , erheben wollte , geschehen sollen , nämlich die
Ausnahme des Baues nnd die Anforderung der dafür
nöthigen Mittel in das außerordentliche Budget . Ist dies
ja auch mit dem Hospitalgebäude geschehen , welches nach
dem geschlossenen Vertrage ebenfalls als dringend bezeich¬
net wurde und welches kaum über die Fundamente her¬
vorsieht , während der Kaseinenban schon beinahe vollendet
vor unfern Augen steht . Durchaus ungerechtfertigt er¬
scheint aber die von dem Kriegsministerium unternommene
Verwendung von Geldern , welche ihm für ganz andere
Zwecke bewilligt waren , zu dem Bau der Kaserne . Es
würde eine solche Taktik , wenn sie für erlaubt gehalten
werden könnte , nicht allein die finanzielle ordnungsmäßige
Verwaltung des Staates fast unmöglich machen , sondern
auch das Bewilligungsrecht der Kammern mächtig erschüt¬
tern . Wenn endlich das Kriegsministerium auszuführen
versucht , daß cs die Nothwendigkeit des Baues bei der
Berechnung des durch die politischen Verhältnisse des
Jahres 1811 gebotenen vergrößerten Militäraufwandes
zwar habe vorausschen können , aber gehofft habe , die
Mittel für denselben auS den Ersparnissen an den 1,152,937 fl .
so weit möglich , zu erzielen und die allcnfattsige Mehr¬
ausgabe als Ueberschreitung bei der nächsten Kammer zu
rechtfertigen , den Bau aber nach und nach herzustellen ,
so wird es dem Berichterstatter erlaubt sein , zu erklären ,
daß er einen solchen Rechtfcrligungsgrund von der Be¬
hörde eines constitutioncllen Staates kaum erwartet hätte .
Ucberschreitungen einer auf verfassungsmäßigem Wege be¬
willigten Summe können und müssen bei der nächsten
Kammer gerechtfertigt werden ; aber ein Unternehmen , be¬
gonnen mit Mitteln , welche , weil für andere Zwecke be¬
stimmt , nicht angegriffen werden durften , begonnen ohne
alle ständische Bewilligung , ja sogar ohne alle offizielle
Kenntniß für die Kammer und fortgesetzt unter den Augen
der versammelten beiden Kammern , das kann und wird
nie in einem Staate gerechtfertigt werden können , dem
seine Verfassung theuer ist.
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Aber auch die weitere Ausführung , daß man in jme außer¬

ordentliche Kostenberechnung von 1811 den Aufwand für

die Kaserne noch nicht wohl habe aufnehmen können , kann

durchaus nicht als begründet angesehen werden , und aber¬

mals muß der Berichterstatter sein Erstaunen auSsprechen ,

daß das Kriegsministerium diese Behauptung in seiner

Motivirung ausgenommen hat . Die nämliche Behörde , welche

berufen war , mit dem Blicke des KennerS den aus der

beschlossenen Vermehrung des Militärfonds möglichen Auf¬

wand für den Fall eines zu leicht gefürchteten Krieges zu

berechnen , welche da , wo es sich um Millionen handelte , auf

einzelne Gulden berechnete , indem man l,152,937 fl . statt

einer runden Summe fordern zu müssen glaubte , von dieser

Behörde darf , ja muß man voraussetzen , daß sie sich auch

sage » mußte , die Vermehrung dcS Militär - und deS Dienst -

standes macht mehr Raum nökhig ; diesen glauben wir nicht

zu haben , also müssen wir eine weitere Kaserne bauen und

dafür die Mittel im Budget verlangen . Muß man aber

annchmen , daß das Kriegsministerium die Sache von dieser

Seite auffaßte , so ist klar , daß die gegebene Motivirung in

diesem Punkte werthlos ist und daß dem Kriegsministerium
deutlich angcdeutet war , welchen Weg zu gehen ihm die

Verfassung zur Pflicht machte . Die Rechte der Kammer sind

durch die Art und Weise , wie dieser Bau errichtet wurde ,

zwar angegriffen und zwar von einer Seile her , von welcher

eö am wenigsten zu erwarten war ; aber die Wahrung ihrer

Rechte , welche die Budgeikommission in diesem Bericht nic -

derkegen zu müssen glaubt , wird sie hoffentlich mit Eifolg

schützen.
Was nun den Bau der Kaserne selbst betrifft , so steht

derselbe zwar schon da , und ist bis auf die innere Ein¬

richtung vollendet . Die Frage des Baues selbst ist dadurch

freilich erledigt , keineswegs aber jene , ob der Bau » öthig

war . Der Kammer steht das volle Recht zu , diese Frage

zu prüfen und darnach einen Beschluß bezüglich auf die

Bewilligung der Mittel zu fassen . Allein die Budgetkom¬
mission ist nicht der Ansicht , daß die Kammer diesen Weg

beschreiien soll . Sie glaubt vielmehr , daß durch die Erklä¬

rung , welche sie in dem Bericht nicdcrgclegt hat , und welche

die Kammer hoffentlich genehmigen wird , die Rechte derselben

so weit gewahrt zu haben , daß « in weiterer verfassungs¬

mäßiger Schritt überflüssig sepn würde . Der durch den Bau

verursachte Aufwand ist nach den Ueberschlägen und Akkor¬

den , so wie nach dem vorgelcgten Plane also berechnet , wie

die Motivirung zeigte . Doch muß die Commission bemerken ,
daß der Anschlag des KubikschubcS Tannenbolz zu 10 kr.
im Durchschnitt mit Arbeit viel zu doch berechnet zu seyu
scheint . UebrigenS ist der Bau allerdings einfach , aber wir

] glauben nicht zu irren , wenn wir es nicht zweckmäßig , ja

nachtheilig für den Bau und die Soldaten finden , daß die

Wohnungen derselben ober den Stallungen eingerichtet wur¬

den , die ohnehin nur mit leichten Balken von den Woh¬

nungen geschieden sind . Was jedoch die zwei nach den

Motiven der Regierung vorgeschlagcneu besonderen Stal¬

lungen betrifft , wovon eine 7,032 fl . und die andere 10,588 fl.

kosten soll , so wird dieser Bau um so mehr bis zur nächsten

Dudgctperiode auSzusctzcn sein , als daS Kriegsministerium

selbst denselben aussetzen zu wollen erklärt hat . Es kann

dieser Ban auch keineswegs dringend sei , weil der neue Stall

eine bedeutende Anzahl der Pferde ausnimmt , die dernralen

schon untergebracht sind , mithin die übrigen in den Lokali¬

täten , wo sie stehen , Raum genug erhalten werden .
Die Budgetkommission stellt nun den Antrag : I ) Die

Kammer wolle die in gegenwärtigem Berichte nicdergelegte

Verwahrung ihrer verfassungsmäßigen Bewilligungsrechte

genehmigen und dicß in ihr Protokoll niederlegen . 2 ) Dem

Kriegsministerium in dem außerordentlichen Budget für den

Bau der Dragonerkaserne zu bewilligen 53,115 fl . 3 ) Die

Kammer wolle ferner auSsprechen : a ) daß daS Kriegsmini¬

sterium die von dem Crcdite unverwcndet gebliebenen 9,893 fl.

der Staatskasse heimzahle , rcsp . anrechne ; b ) daß dasselbe

ferner die zu dem Bau verwendetetcn Ueberschüsse deS Ka -

scrnirungssondö mit 7,200 fl . in die dermalen noch .bestehende

Deposiienkasse lege .
Hauprmann v . B ö ck h erläutert nach dem Sinne und der

Form der von dem Kriegsministerium übergebenen Begrün¬

dung die Ursachen , warum nicht schon im Juli 184 i die

für den Kasernenbau erforderlichen Gelder in das Budget

ausgenommen worden , und weist nach , wie die höchst man¬

gelhaften Einrichtungen , namentlich in GvttcSa » , der Ge¬

sundheit der Mannschaft und der Pferde höchst nachtheilig ,
unter allen Verhältnissen , besonders bei vermehrtem Dienst¬

stand , eine dringende , augenblickliche Abhülfe geboten hät¬

ten , und dadurch dem Kriegsministerium die Ueberzeugung

geworden sei , daß es vor aller Welt über diesen Bau ge -

recblffrligt kastehcn müsse , und wie cs jetzt noch das Bc -

wußtsepn in sich trage , so und nicht anders handeln zu
dürfen ; — eine Untersuchung von Seiten der Commission
würde dieß unwidersprechlich dargelhan , und diese veran¬

laßt haben , über das Formelle der Sache ein minder schar¬

fes Urtheil zu fällen .
Sobald einmal die Nothwendigkcit dieses Baues zu

Abwendung einer drohenden Gefahr erkannt und eben

deßhalb an nachträglicher Zustimmung der Kammer nicht

zu zweifeln war , mußten auch die Gelder herbcigeschafft
werden , und da ein Landtag nicht versammelt war , in



1182

außerordentlicher Weise ; es konnte diescS auf zweierlei
Art geschehen , entweder durch Verwilligung eines außer¬

ordentlichen CredilS durch das Staaisministerium auf die

Staatskasse , wie bei dem Credit von 1,152,937 fl . im

Jahr 1841 , oder durch vorschußweise Verwendung ande¬

rer disponibeln Gelder , eines wie das andere unter nach¬

träglicher Verantwortung gegenüber den Kammern ' Im

ersten Falle hätte die Forderung in das nachträgliche Bud¬

get ausgenommen und der Kammer von 1843 zur Bewil¬

ligung vorgelcgt werden müssen , im andern Falle war

eö eine Verwendung von Geldern , welche von der Kam¬

mer von 1841 bewilliget waren , und über welche die

Nachweisung den Kammern von 1845 zu geben ist . Man

entschied sich statt Anforderung eines außerordentlichen
Crediteo zur vorscküßlichen Verwendung disponibler
Gelder und Nachweisung vor der Kammer von 1845 .

Da diese Gelder aber nur v o r s ch ü ß l i ch verwendet

wurden , um eine Creditbewilligung zu vermeiden , so kann

auch eigentlich nicht davon die Rede scyn , daß diese Gelder

ihrer Bestimmung entzogen worden seien , da die Kammern

von 1845 mit der Genehmigung des Aufwandes , auch die

verwendeten Summen ihrer ursprünglichen Bestimmung zu¬

rückgegeben haben würden , wie es auch jetzt Ihre ver -

ehrlicke Commission beantragt . Eben so wenig liegt eine

Beeinträchtigung der landständischen Rechte im Allgemeinen
vor , da der Kammer von 1845 jedenfalls die Rechtferti¬

gung hätte vorgelegt werden müssen , denn daß das Kriegs¬
ministerium diese Kaserne im Stillen und unbemerkt batte

bauen wollen , kann nicht unterstellt werden , nachdem sie
in der langen Straße steht und hoch über alle Häuser

hervorragt ; cs handelt sich also nur um eine Verschieden¬
heit der Ansicht , welcher Kammer , ob der von 1843 oder

der von 1845 , die Rechtfertigung vorzulegen gewesen wäre ,
und da die Regierung der Ansicht war , daß diese vor die

Kammer von 1845 gehöre , so kann höchstens nur von einer

Beeinträchtigung der Kammer von 1843 gegenüber der

Kammer von 1845 die Rede sehn .
Meine Heiren ! Sie werden mir zugeben , daß über einen

Gegenstand verschiedene Ansichten bestehen können , daß oft

die eine so viel für sich hat , alö die andere , je nachdem

man es von der einen oder der andern Seite betrachtet ; Ihre

verehrliche Budgetkomission konnte sich nun bei dem Bericht

über das ordentliche Budget , mit der Ansicht , welche das

Kriegsministerium geleitet hatte , nicht eonsormiren , sondern

trat auf die Seite der schon erwähnten andern Ansicht , daß

die Rechtfertigung vor die Kammer von 1843 gehöre . —

Die Negierung hat dem Wunsche der Kammer , daß

eine Vorlage über diesen Käsirnebnau noch auf diesem

Landtage gemacht werden möchte , entsprochen , und hat
damit anerkannt , daß auch die von Ihnen ausgestellte An¬

sicht, eben so viel für sich hat , als die von dem Kriegs¬
ministerium verfolgte ; es konnte aber das Kriegsministe -

rium um so weniger Anstand nehmen , den Antrag dahin

zu stellen , daß Ihrem Wunsche entsprochen werde , indem

dasselbe darin daS schnellste und kräftigste Mittel erkannte ,
die in Ihrer . Mine aufgetauchte Meinung einer Kränkung
der landständischen Rechte zu widerlegen und zu beseiti¬

gen . Eine solche hat das Kriegsministerium in seinem
Verfahren nicht gesehen , daß es also eine solche auch nicht
beabsichtigte , darüber bedarf cs weiterer Worte nicht , das

Kriegsministerium glaubte nur einer andern Kammer zu¬
weisen zu sollen , was Sie für sich nun in Anspruch ge-

uommen haben .
Eine Verwahrung , meine Herren , glaube ich , ist aber

überall nur da erforderlich , wo Rechte wirklich bestritten
werden , was hier nicht der Fall ist ; Ihre verehrliche
Commission sagt selbst , die Rechte der Kammer seien hier
von einer Seite angegriffen worden , von welcher cS am

wenigsten zu erwarten gewesen wäre . Wir haben diese

Aeußerung mit Freude gelesen , eS liegt wohl darin die

Anerkennung , daß das Kriegsministcrium in seiner Ver¬

waltung mit strenger Gewissenhaftigkeit und Pünktlichkeit
verfährt und sich dabei innerhalb der constitutionellen
Formen bewegt ; wir nehmen dieses Zeugniß mit Ver¬

gnügen an , es stimmt mit den Grundsätzen überein , welche
das Kriegömiuisterium sich stets zur Richtschnur seiner

Handlungen genommen hat . Es dürfte aber nun wohl
die Kriegöverwaltung von Ihnen , hochgeehrte Herren , er¬
warten , daß Sie auch bei Bcurtheilung des Gegenstandes
die Handlungsweise deS Kriegsministeriums bei allen

andern Vorkommnissen nicht aus dem Auge verlieren ; Cie

haben bei den Wochen langen Verhandlungen eines Ihnen

vorgelegtcn Gesetzes überall als einen obersten Grundsatz
anerkannt , daß nicht allein die Handlungen zu bcurtheilen
sind , sondern daß auch dem Animus rer Handlung ein

Gewicht beizulegen sei . Wenn Sie nun auch hier diesem

Grundsatz bcipflichten , wenn Sie zuerst einen Rcchtsgrund -

satz , den Sie aufgestellt und dem Richter empfohlen haben ,
zur Anwendung bringen , so werden Sie nimmer eine

Verletzung ihrer Rechte in dem behandelten Gegenstände
finden , sondern nur eine Verschiedenheit der Ansichten ,
welche durch die neueste Vorlage der Regierung als ge¬
hoben zu betrachten sein dürfte , und der gegenüber Sie

eine Verwahrung nicht mehr bedürfen werden .
Der Redner geht nun auf die Berichtigung und Wider¬

legung verschiedener im Berichte enthaltenen und von ihm
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als irrig bezeichnet «» Behauptungen und Sätze über , und

erläutert am Ende , wie der Bau der durchaus unentbehr¬

lichen Ställe keineswegs für unnöthig erklärt sondern nur deß-

halb auSgesetzt worden sei, weil die gleichzeitige Ausfüh¬

rung mit großen Störungen für den Dienst verknüpft

gewesen wäre . Ohne diese , zu welchen nach dem Anträge

der Commisston die Kosten nicht verwilligt werden sollen ,

sei die Kaserne selbst fast ohne allen Werth , denn in den

unteren Stallungen sei nickt Raum genug , und die Pferde

nach Gottesau , die Mannschaft aber in die Stadt zu legen ,

gehe durchaus nickt an , — also lasse sich ohne die weitere

Bewilligung deö Aufwands dafür , keine vollständige und

entsprechende Abhilfe treffen , diese sich aber auch unmög¬

lich bis zur nächsten Budgetperiode verschieben . Deßhalb

bittet er die Kammer , in Berücksichtigung , daß nach den

gegebenen Erläuterungen und Erklärungen eine Verwah¬

rung zu Protokoll nicht erforderlich sein dürfte , von dem

Antrag I . Umgang zu nehmen , die unter II . deS Com¬

missionsantrags abgelehnten weiteren Stall - Baukosten von

17,985 fl . zu verwilligcn , wogegen er die Realisirung des

unter III . gestellten Verlangens zusagt .

Knapp glaubt den Wunsch aussprechen zu muffen ,

daß von der Militärbehörde keine neue Bauten mehr un¬

ternommen werden möchten , so lange die Verhältnisse in

Bezug auf die Festung Rastatt noch nicht festgestellt sind .

Wenn Baden seiner auferlegtcn Pflicht dort genügen muß ,

so sieht er voraus , daß in Beziehung auf die militäri¬

schen Einrichtungen dasselbe eiutreten wird , was man auch

sonst hin und wieder finde : verlassene Klöster und ver¬

lassene Residenzen , — in gleicher Weise werde man auch

verlassene Kasernen antreffen , und somit begreift er nicht ,

wie man jetzt schon zu einem solchen Bauwesen habe schrei¬

ten mögen .

Hauptmann v . B ö ck h wendet ei» , daß die Bemerkung

richtig sein würde , wenn es sich um eine Jnfanteriekaserne

handelte ; Cavallerie käme nur höchst wenig in die Festung .

Martin bemerkt , daß in Bezug auf das Militär¬

hospital jene Rüge allerdings am Platz gewesen wäre .

v . Jtzstei ». Auf den sehr ausführlichen Vortrag des

Herrn Regierungscommissärs erlaube ich mir nur kurz zu

antworten : Wenn es die Absicht der Commission gewesen

wäre , dem Kriegsministerium Vorwürfe zu machen , wie

der Herr Regierungscommissär geglaubt hat , daß wir sie

gemacht hätten , so würde cs unö erlaubt gewesen sein ,

eine etwas ernstere Sprache zu führen , alö sie im Bericht

niedergelcgt ist . Wir wollten aber dem Kriegsministerium

keine Vorwürfe machen und in dieser Richtung allein ist der

Commissionsbericht abgefaßt und geschrieben worden ; in

der Sprache des Mannes , der im Auftrag der Commission

zu der Kammer spricht , welche verpflichtet ist , ihre Rechte

zu wahren . Daß aber diese Rechte durch daS Benehmen

deS Kriegsministeriums angegriffen worden sind , glaube

ich im Bericht gezeigt zu haben , und die heute gehörte

Rechtfertigung des Herrn Regierungscommissärs hat so

viel AehnlicheS mit der Ausführung , die schon gedruckt ist,

daß ich beinahe jede weitere Erwiederung auf jene Recht¬

fertigung umgehen könnte .
Der Redner geht hierauf in eine nähere Ausführung

seines , CommissionsberichlS , beziehungsweise Beleuchtung

und Widerlegung deS obigen Vertrags des Herrn Regie «

rungS - Commiffärs über , und widerspricht entschieden ,

daß irgend eine Nothwendigkeit , wie sie von Diesem

dargethan werden wollte , eine Verletzung der Kammer zu

rechtfertigen vermöge , und fährt dann fort : Auch wird

man zugebcn müssen , daß das Kriegsministerium Zeit ge¬

nug hatte , um die Pflicht zu erfüllen , die ihr als verfas¬

sungsmäßiger Stelle obliegt , obgleich diese Herren nicht

auf die Verfassung beeidigt sind , was ich bedauere , dessen¬

ungeachtet aber voraussehe , daß Dieselben Vcrfaffungsliebe

im Herzen tragen . Das Budget deS Kriegsministeriums

wurde im Juni gemacht , und es hätte also Zeit gehabt ,

dasselbe aufzunehmen , daß eine Kaserne und eine Stallung

nothwendig sei. Man hat dicß nicht gcthan , und schiebt

dicß jetzt auf die sonderbare Idee , daß die Kammer von

1815 dieses Ding alö gerechtfertigt ansehen oder prüfen

werde , ob cs gerechtfertigt sei , nachdem das KriegSministe -

rium schon einen Credit von 1,100,000 fl . für außerordent¬

lichen Aufwand hatte . Der Hr Regierungscommissär wird

mir zugebcn , daß dicß eine unrichtige Idee ist . Für den Bau

einer Kaserne wurde unter dem außerordentlichen Aufwand

nichts angefttzt , und man konnte also auch nicht60 — 70,000 ff.

aus einem Fond schöpfen , der hiesür gar nicht vorhanden ,

und wozu keine Bewilligung gegeben war . Es war ein

ganz neuer Gegenstand , den man ergreifen zu müssen

glaubte , und der in ' S Budget gehört hätte . Man hatte

Zeit dazu , wie man Zeit zu Aufnahme des Spitalbaues

hatte , Zeit , wie jedes andere Ministerium , das seine Bau¬

ten in das außerordentliche Budget genommen und sogar

nachgetragen hat , was das Kriegsministerium nickt gcthan

haben würde , wenn die Commission dasselbe nicht aufge¬

fordert hätte , eine Vorlage zu machen , die der Kammer ge¬

bührt . Die Commission hat dieß gethan , um nicht , wie ich

in dem Bericht anführte , einen unangenehmeren Weg ,

nämlich den der Beschwerde gegen das Kricgsministerium ,

wegen verfassungswidriger Handlungen betreten zu müssen .
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Die noch zu bauenden Stallungen hält er nickt für
nothwendig , weil die 120 Pferde , für welche sie bestimmt ,
jetzt schon sämintlich untcrgcbracht seien , und , wenn auch
wenig Cavallerie nach Rastatt gelegt werde , doch je¬
denfalls so viel dort nöthig scyn würben ; auch es keinen
so großen Schaden bringen möchte , wenn man einen Theil
der Leute da liegen lasse , wo sie jetzt liegen , statt Alles in
die neue Kaserne zu pfropfen , auch eine Esradron in einen
andern Ort , allenfalls wie früher schon nach Schwetzingen ,
gelegt werden könnte . — Wenn ich in dem Bericht ge -,
sagt habe , daß der Angriff auf die Rechte der Kammer
von dem Kriegsministerium von der Seite geschehen sei ,
wo man am wenigsten dies erwartet hätte , so hat der Hr .
Regierungskommissär eine unrichtige Folgerung daraus ge¬
zogen . Wir wollten dadurch nicht , wie vorausgesetzt wor¬
den , die geregelte Verwaltung deö Knegsmiuisteriums an¬
erkennen , obgleich auch nicht angreife » , denn ich gebe gerne
zu , daß die Verwaltung geregelt ist . Wir wollten viel -
mebr damit sagen , daß es nicht das Kriegsministerium ist,
welches Grund hak , über die Beschlüsse der Kammer
irgendwie hiuauszugehcn . Wir wollten damit andeuien ,dem Militäistand solle die Verfassung , die ihm wahrlich
keinen Schaden brachte , heilig seyn .

Ich glaube hierdurch gerechtfertigt zu haben , daß die
Kammer genöthigt ist, ihre Rechte in der Weise zu wahren ,
daß sie die von der Commission ausgesprochenen Ansichten
theilt . Ich glaube ferner gerechtfirligt zu haben , daß das
Militär für jetzt noch die Stallungen nicht nothwcndig hat
und es räthlich ist , sie wenigstens bis zur nächsten Budget -
Periode zu verschieben , wo sieb zeigen wird , wie eS sich mit
der Garnison in Rastatt verhält , worauf man uns ver¬
tröstet hat , indem die Bündesmililär - Commission seit 1841
nicht über die Frage in 's Reine kam , wie stark die Frie¬
densgarnison in Rastatt seyn solle . Alsdann wird man
einen Entschluß fassen und bcurtheilen können , wie viel
Retter nach Rastatt zu legen seien .

Der Redner rügt hierauf verschiedene ihm zu hoch dün -
kcnde Kostenausätze und einige Unzweckmäßigkeiten im Bau
selbst und — schließt dann : Der Hr Regierungökommissär
hat ferner behauptet , cs sei den Rechten der Kammer nicht
zu nahe getreten worden . Ich habe aber gezeigt , daß daS
Kriegsministerium im außerordentlichen Budget um so mehr
seine Forderung hätte vorlegcn könne » und müssen , als sein
Budget im Juni 1843 gefertigt wurde . Zugegeben aber
auch , daß dicS ein Ueberfehe » , oder in der irrigen Mei¬
nung nicht geschehen ist, daß cs gleichgültig sei, ob die
Kammer von 1844 die Summe genehmige , oder die Kam¬

mer von 1845 den Bau als nachträglich für gerechtfertigt
erkläre — was übrigens nicht verfassungs - und gcschäfts -
orduungsmäßig ist, — so kann der Hr . Regierungskom¬
missär doch nicht widersprechen , daß er fühlen mußte , wie
cs eine wahre Hintenansetzung der Rechte der Kammern ist,
die hier versammelt sind , unter ihren Augen einen Bau
aufzuführen , wozu man weder Geld noch die Bewilligung
in verfassungsmäßiger Form hat . Das Kriegsministerium
mußte , was es wohl hatte thun können , der Kammer in
irgend einer Weise offizielle Kcnntniß davon geben , daß ,
wie man behauptet , die Nothwcndigkeil dazu geführt habe ,
den Bau herzustellcn . Darüber kann der Hr . RegierungS -
kommiffär nickt hinaus , und dadurch ist cs auch für die
Kammer durchaus geboten , ihre Reckte in der von der
Commission beantragten Weise zu wahren .

Hauptmann v . Böckh bemerkt , nach verschiedenen Ein¬
wendungen gegen den Redner vor ihm , erläuternd , daß
mehr als 100 Pferde wohl nicht nach Rastatt kommen wer¬
den , auch diese abwechselnd von verschiedenen Regimentern
gegeben würden und die Verlegung einer Cscadron nach
einer andern Garnison stets mit großen dienstlichen Nach¬
theilen verknüpft , also der Vorschlag einer thcilweisen Ver¬
legung nach Schwetzingen nicht thnnlich sei Die Entbehr¬
lichkeit deö neu zu bauenden Stalles kann er in keiner
Weise zu geben , was er in mehrfacher Beziehung darzuthun
sich bemüht und bittet die Kammer , sie möge die Kriegs¬
verwaltung nicht zwingen , bei einer halben Maßregel stehen
zu bleiben . Die Bemerkungen deö Abg . v . Jtzstein über
die Zweckmäßigkeit des Baues findet er nicht begründet ,
eben so wenig die über zu hohe Kostenausätze , welches zu
einer Diskussion Anlaß gibt , an welcher auch die Abg .
Gottschalk und Reichenbach Theil nehmen .

Schaaff . Es ist nicht zu läugnen , daß cs allge¬
mein auffiel , daß in der Hauptstraße der Residenz sich ein
so gewaltiges Gebäude erhebt , ohne daß im Budget
irgend eine Position dafür zu finden ist , ja daß dieser
Bau fortgesetzt wird , während die Kammern schon ver¬
sammelt sind , ohne daß man dieselben nur unterrichtet ,
was hier vergeht . Ich muß gestehen , daß weyn ich nicht
zufällig erfahren hätte , daß dieß ein ärarisches Gebäude
sei , ich nicht daran gedacht haben würde , daß cs ein '

sol¬
ches werden solle , indem ich für unmöglich hätte anneh¬
men müssen , daß besonders von dem Kriegsministcriuin
ein Bau errichtet werde , wozu keine Mittel bewilligt sind .
Nun hat sich allerdings aufgeklärt , wie es sich damit ver¬
hält . Die Regierung hatte eine Ansicht , für die sich aller¬
dings Einiges sagen läßt , die ich aber vollkommen zu
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rechtfertigen nicht unternehmen möchte . An dem außer¬

ordentlichen Kredit von 1,152,937 fl . und an den Ucber -

schuß dieses Kredits hat Niemand gedacht , der die neue

Neiterkaserne betrachtete . Niemand hat gedacht , daß von

dem Ucberschuß jener außerordentlichen Bewilligung jene

Neiterkaserne gebaut werde , denn das war ja unmöglich ,

da für Bauten dort im Ganzen nur 10,350 fl . bewilligt ,

und speziell in der Vorlage der Regierung bezeichnet war ,

wofür diese Gelder verwendet werden sotten . Wenn

auch am Ende einige 100 fl . übrig geblieben wären , so

konnte man damit nicht eine Kaserne bauen , in der Absicht ,

die übrigen 50,000 fl . für Ueberschrcitung zu erklären ,

und in dieser Weise zu rcchtferligen . Es konnte nicht

daran gedacht werden , daß wenn Etwas an der

Kasernirung , an der Krankenpflege , an der Aus¬

rüstung oder der Armirung gespart werde , diese

Summe auf den Kasernenbau übertragen werden könne .

Ich bin auch überzeugt , daß das Kriegsministerium selbst

von unseren konstitutionellen Formen zu sehr unterrichtet

ist, als daß es so etwas hätte annehmcn können , und ich

kann eö somit nur als ein Versehen betrachten , daß der

fragliche Bau unternommen wurde , ohne der Kammer

erst eine Vorlage zu machen oder wenigstens sogleich nach

ihrem Zusammentritt anzuzeigcn , was geschehen ist . Einig

ist man von Seiten der Regierung und einig von Seiten

der Stände darüber , daß die Position ins außerordentliche

Budget gehört hätte , und damit halte ich den formellen

Punkt für erledigt . Hätte der Herr Regierungscommiffär

behauptet , das Ministerium führe diesen Bau aus und

werde der Kammer von 1845 Rechenschaft davon geben ,

da sich die gegenwärtige Versammlung nicklö darum zu

kümmern habe , man ihr also auch keine Auskunft darüber

schuldig sei, so wäre cs an uns . gewesen , verfassungsmäßige

Schritte zu thun , wenigstens eine Verwahrung in ' s Pro¬

tokoll zu legen , wenn man zu nichts Anderem hätte grei¬

sen wollen . Nachdem aber von dem Herrn Rcgierungs -

rommissär zugegeben ward , daß die Ansicht der Kammer

die richtige sei, nachdem dieß sogar nicht nur durch Worte ,

sondern Lurch die Thal bewiesen ist , indem , freilich auf

das Begehren der Budgetcommiffion , eine nachträgliche

Vorlage gemacht wurde , so dürfte der Formfehler damit

geheilt sein , und cs einer Verwahrung zu Protokoll

nicht mehr bedürfen , indem nichts mehr zu verwahren ist .

Betrachte man nun aber den Bau in materieller Be¬

ziehung , worauf eS auch ankommt , denn die Formfrage

interessirt das Land am Ende weniger , als das Materielle

der Sache . Wenn irgend ein Formfehler statt hatte , und

eS sich am Ende doch zeigt , daß materiell die Ausgabe

nothwendig war , so leidet das Land nicht darunter . ES

fragt sich also besonders , ob die Kaserne nothwendig und

die Negierung wirklich veranlaßt war , einen solchen außer -

ordentlichen Aufwand zu machen , und ob sie darauf

rechnen konnte , die Zustimmung der Stände zu erhalten ,

wenn sie eine Vorlage gemacht hätte , ehe sie mit dem

Bau begonnen hat . In dieser Beziehung habe ich mich

nun aber dock überzeugt , daß der Zustand , so wie er

war , im Interesse unserer Reiterei und der Pferde nicht

wohl fortbcstehcu konnte , sondern eine neue Kaserne ge¬

baut werden mußte . Die Ausgabe war also jedenfalls

nothwendig , und in dieser Hinsicht ist der Regierung kein

weiterer Vorwurf zu machen .

Die Art und Weise der Ausführung des Baues ist

Geschmacksache . Dem Einen gefällt ein solcher Bau , dem

Andern mißfällt er , und besonders seht , wo man nichts

als Prachtgebäude auf unserer Eisenbahn sieht , findet man

die Neiterkaserne etwas einfach , allein mir gefällt diese

Einfachheit , und ich glaube , daß eine bedeutende Erspar -

niß damit bezweckt wurde .

Die Stallungen hält er für durchaus nothwendig , weil

sonst der bedeutende Uebelstand cinträle , daß daS Regie -

ment zerrissen werden müßte , und stimmt sonach für die

Bewilligung der zu den vorgeschlagcucn zwei Stallungen

erforderlichen Summe von 17,620 fl .

Welcker . Ich halte den Antrag der Budgctkommission

als in einem sehr versöhnlichen und milden Geiste gefaßt .

Der Abgeordnete Schaass ist aber noch milder . In¬

dessen will ich mich nicht weiter in 's Detail einlassen ,

und nachdem der Hr . Regierungskommissär selbst daS Ver¬

sehen in Beziehung auf die Beeinträchtigung der verfas¬

sungsmäßigen Rechte deS Landes anerkannt , und der Abg .

v . Jhstein diesen Punkt so befriedigend dargestellt hat ,

auch über die Hauptsache nichts weiter hinzufügen , sondern

nur den lebhaften Wunsch auSsprechcn , daß dergleichen

Dinge nicht wieder Vorkommen möchten . Damit möchte ich

übrigens noch eine Bitte an unsere künftige Budgctkom -

mission verbinden , und zwar , daß künftig in solchen Fällen

wirklich untersucht werde , ob der Bau gut und nothwen «

djg war , und daß man keinen Kreuzer bewillige , wenn er

nicht gut und nicht nothwendig gefunden wird . Ich selbst

bin , besonders nachdem im vorliegenden Fall die Budget -

kommission keine Untersuchung angestellt hat , nicht im Stande ,

zu sagen , der Ban sei nicht gut und nickt nothwendig ,

allein ich wünsche wiederholt , daß künftig eine solche Prü¬

fung vorgenommen , und ein Erempel statuirt werde , damit

eö nicht wieder vorkommc daß unter den Augen deS Lan -
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deS Bauten aufgeführt werden , wozu man die ständische
Bewilligung nicht hat , die man recht leicht hätte einholcn
können .

Hauptmann v . B ö ck b. Ich kann hierauf nur erklären ,
daß daS KricgSministerium selbst eS gerne gesehen hätte ,
wenn man auf eine Untersuchung der Nothwendigkeit ein -
gegangen wäre . ES braucht sich dießfallü nicht zu fürchten .
Aus dieser Notbwcndigkeit würde sich die Dringlichkeit er¬
geben haben , denn die Dringlichkeit ist nichts anders , als
eine potenzirte Nothwendigkeit , und die Commission und
mit ihr die Kammer würde vielleicht ein anderes Urtheil
gefällt und anerkannt haben , daß eine Kränkung der ftän .
difchen Rechte nach der Ansicht des Kriegsininisteriums
nicht eiutretcn sollte und nicht cingetretcn ist.

Bei der Abstimmung werden mir Umgehung des Antrags
deS Abg . Schaaff die CvmmifsionSanträge fämmllich an¬
genommen .

Zum Zweck der Beförderung der Quellensammlung für
die Landcsgcschichte ( Siehe Landtagszcitung S . 1l24 ) be¬
willigt , mit Umgehung der von dem Ncgierungscommissär
Legationsrath v . Kettncr geforderten Mehrbewilligung
von 1,333 fl . , die Kammer nach dem Anträge der Com¬
mission 2,000 fl .

Hierauf werden zufolge der durch das Finanzininisterium
vorgclegten Nachweisungen über die aufrecht zu haltenden
Credit « , soweit sie von den Bewilligungen der Jahre 1842
und 1843 bei dem Schlüsse der Rechnung von 1843 noch
nicht verwendet waren , von der Kammer genehmigt und
zwar für die allgemeine Staatsverwaltung :

Budgetmäßige Zm Arminiflrativ -
täredite . weg bewilligte Kredite

ff. kr . fl . kr.
I . StaatSministcrinm . . — — — —

II . Ministerium der auswärti¬
gen Angelegenheiten . — — — —

III . Justizministerium . . 36,888 41 — —
IV . Ministerium des Innern 108,379 41 33,175 21
V . Finanzministerium . . 31,373 4 7,621 6

VI . Kriegsministeriuni . . 70,000 — — —

Summe 246,641 26 40,796 27

287,437 fl . 53 kr.

Für den Domanialgrundstock :

Forstdomänenverwaltung :

Für Herstellung der Straße von St . Ursula nach Ot -
Icnhöfen . 10,615 fl . 47 kr.

Ucbertrag . 10,615 fl. 47 kr.
Berg - und Hüttenverwaltung :

Für Herstellung einer Zimmerhütte
nebst Holzmagazin in Albdruck . . . 6,000 „ — „

Zollverwaltung :
Für die fliegende Brücke bei Breisach 25,000 „ — „
Zur Vollendung des Akademiegebäudcs 28,700 „ 57 „
Zur Anschaffung von Kunstgegenständen 1,727 „ 1 „
Für die innere Einrichtung desAkadc -

miegebäudes zur Aufstellung von Kunst -
gegenständen . 7,023 „ 3 4 „

Summe 79,067 fl . 19 kr.
Was die in dem Administrativwege bewilligten Credite ,

im Gesammtbetrage von 40,796 fl. 27 kr., betrifft , so muß
die Commission wünschen , daß für dieselbe , wenn sie Vor¬
kommen müssen , bei der Vorlage deö Verzeichnisses eine Be¬
gründung derselben besonders dann gegeben werden möge ,
wenn das Unternehmen , welches damit befördert werden
soll , der Kämmer noch ganz fremd sein sollte . Ueber die
für diese Finanzperiode aufrecht zu erhaltenden Credite für
die Domanialgrundstocksverwaltung , im Gesammtbetrage
von 79,067 fl . 19 kr. , hat die Commission nur zu bemer¬
ken , daß der für die fliegende Brücke bei Breisach von
der früheren Bewilligung noch vorhandene Betrag von
25 .000 fl. sobald als möglich verwendet werden möge , da¬
mit dieses langvermißte Verkehrsmittel endlich in das kle¬
ben gcrufcnlwerde .

Diskussion deS Berichts über das Budget
derEisen bahn sch uldentilgungskassc für d '

e
Jahre 1844 und 1845 . Erstattet von dem Abgeordneten
B a s s e r m a n n .

Die Eisenbahnschuldentilgungskaffe , errichtet durch daS
Gesetz vom 10 . September 1842 , ist zur Aufnahme der
für den Eisenbahubau benölhigtcn Kapitalien und zur Ab¬
lieferung der erforderlichen Daumittel an die Baukasfe , so¬
dann zur Verzinsung und allmähligen Rückzahlung der
aufgcnommenen Kapitalien bestimmt . Ist demnach auch
dasselbe Budget ein den Zahlen nach sehr bedeutendes , so
sind doch diese Zahlen selbst meist nur Ergebnisse anderer
Budgets .

Die Kammer genehmigt folgende Nachmessung :
Ein n a h me.

Dotation
1 . Reinertrag der Postvcr «

waltung .
2 . deSgl . der Eifenbahnbe -

triedSverwaltung . . .

1844 .
fl . kr.

1845 .
fl . kr.

277,709 — 271,459

203 .779 -

481,488
376,038 —

647,497 —

4
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A
Einnahme .

§ . Dotation .
Nebcrtrag . .

3 . Dokationsübcrschuß v . I .

1844 zu übertragen . .

4 . Von der Staatskasse . .

5 . Rückersatz von der Be -

triebsmatcrial - Kaffe zu
Gunsten der Bankasse .

6 . Aktiven .
7 . Bedürfnis ; , welches nach

Maßgabe einer zu erwar¬

tenden GesctzeSvorlagc zu
decken ist .

8 . Kaffenvorraih . . . .

Summe der Einnahme
Ausgabe .

§ . Bauaufwand .
1 . Für die Bahn von Mann¬

heim bis an die Schwci -

zergrcnze .
2 . Für die Neckar - Main -

Eifenbahn .
3 . Für die Zweigbahn von

Friedrichsfeld nach Mann¬

heim . . . . . .

4. Zur Anschaffung von Be-
triebsmateriai . . .

5 . Zur Bergülung an die Ei¬

senbahnbaukasse für an -

geschaffleS Belrieböma -

tcrial .
6 . Rabatt fm 3 '/2procen ! igc

Obligationen . . . .
7 . Kapitalzinse . . . .
8 . Zur Tilgung . . . .
9 . VerwaltungSkostcn . .

10 . Dotationsüberschuß an
das Budgetjahr 1815 zu
übertragen . . . .

11 . Kaffenvorrath . . . .

1814 . 1845 .
fl . kr . fl. kr.

481,488 — 6 >7,497 -

— — 58,363 37
— — 167,342 23

759,199 48

2,461,058 44

4,814,420 7 3,888,089 —

310,631 47 300,000 —

3,826,798 26
1844 .

ss.
kr .

5,061,292 —
1845 .

fl. fr .

4,884,047 49 2,316,197 —

537,447 — 542,448 —

137,150 — 137,150 —

5,558,644 49 2,995,795 —

1,394,390 12 807,030 —

759,199 48 — —

98 .032 —

598,968 —

56,800 —

2,400 —

85,264 —

765,303 —

95,500 —

12,400 —

58,363 37

300,000 — 300,000 -

8,826,798 26 5,061,292 —Summe der Ausgabe
Hieraus begründet der Abg . Knapp seine Motion

über die Beschwerde der vormaligen vorderöslreichischen

Landvogtei Orlenau , über Vorenthaltung ihrer Forderung

von 62,WO fl . an die Amortisationskasse und ihren Bei¬

zug zu den alten badischen Kriegskosten , — welche wir

nachliescrn werden . Dieselbe wird von den Abgeordneten

Richter , S ch a a f f und Rindcschwcnder lebhaft

unterstützt und der Druck wie die Verweisung in die Ab --

theilungcn einstimmig beschlossen.

(Hierauf geheime Sitzung wegen der Beurlaubung . )

1 18te öffentliche Sitzung der 2 . Kammer .

Karlsruhe , den 51 . Juli 1844 . Unter dem Vorsitze

des Präsidenten B e k k. Auf der Rcgicrungöbank : Finanz -

minister v . Böckh , Geheimer Referendar Ziegler .

Nach eröffnclcr Sitzung bittet

Rin de sch wender , seinen Bericht über die Motion

des Abg . Wclcker , die Unabhängigkeit der Richter betref¬

fend , nachdem er ihn , heute noch , der Eommission zur

Genehmigung werde vorgelcgt haben , dem Druck über¬

geben zu dürfen — was die Kammer zugestcht .

Hierauf besteigt der Herr Finanzminister die Redner -

bühne und hält folgenden Vortrag :

H o ch g e e h,
°r t e H e r r e n !

Auf allerhöchsten Befehl Seiner Königlichen

Hoheit deS G r o ß h e r z o g S , :vom Heutigen , haben
wir die Ehre , Ihnen das Finanzgcsetz mit Motiven zu

übergeben . Wir wollen Ihnen das Gesetz vorlcsen , seine

Anlagen und die Motive sind dazu nicht geeignet . Die

Anlagen bestehen aus Etats , die man lesen muß , und

die Motive sind nur Nachweisungen , wie sich die im Ge¬

setz stehenden Summen auö den Vorlagen der Regierung
und den Beschlüssen der Kammern gebildet haben . Die

Budgetsätze sind nach diesen in das Finanzgesetz ausgenom¬

men , obgleich nicht alle im Wege der Vereinbarung zu

Stande gekommen sind und die Regierung ein Recht der

Stände , die Positionen des Budgets einseitig festzusetzcn,

nicht anerkennen kann . So wenig übrigens die Negierung

versäumen wird , die zwischen ihr und den Ständen ver¬

einbarte Minderung einzelner Ausgabs - Positionen zu ver¬

wirklichen , so weit es nur immer möglich ist , so wenig

wird sic eö unterlassen , Gleiches rücksichtlich derjenigen

Positionen zu versuchen , über die sie sich mit ihnen nicht

vereinigen konnte , und nur da Abweichungen cintreten

lassen , wo es das wohlverstandene öffentliche Interesse

dringend nothwendig macht . Rücksichtlich einer nicht un -

wiebtigen außerordentlichen Ausgabe , des Kascrnenbaues

in Rastatt , hat keine Vereinbarung stattgefunden ; sie

haben die dazu nöthigen Fonds , wenigstens für jetzt , ver¬

weigert . Wir sind angewiesen , Ihnen in Beziehung auf

V
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diesen AuSgabspostcn zu erklären , daß die Regierung ein «
nochmalige sorgfältige Untersuchung anstellen lassen wird ,
ob das Beginnen des Baues noch verschoben und . wenn
dieß nicht der Fall sein sollte , eine Beschränkung rücksicht¬
lich der Größe desselben als zulässig angesehen werden
kann . Nach dem Resultat dieser wiederholten Untersuchung ,
die Ihne » seiner Zeit mitgetheilt werden soll , wird die
Großherzvgliche Regierung ihrer bundeSbcschlußmäßigen
Verpflichtung genügen .

Erlauben Sie uns zum Schluß einen Rückblick auf un¬
sere Budgetsverhandlungen , die heute , sieben Monate nach
Umlauf des Rechnungsjahres , ihr Ende erreicht haben .
Das Budget , hochgeehrte Herren , soll eine Norm s>yn für
die Führung dcS Staatshaushaltes der Periode , für die
eö gegeben wird ; folgerichtig sollte eS vor dem Eintritt
derselben , nicht erst viele Monate nachher zu Staude kom¬
men . Es liegt lief im Interesse dcS Landes , daß dieser
Mißstand für die Zukunft gehoben werde , denn es sind
damit wesentliche Nachtheile verknüpft , die gewöhnlich nur
dadurch gemildert werden , daß die Regierung , auf ihrx
Verantwortlichkeit hin , ohne Budget , ohne vorherige Verein¬
barung mit den Ständen , das anordnet und vollzieht , waS
ihr nothwcndig scheint , um das Land gegen die aus der
Verspätung solcher Vereinbarung hcrvorgehenken Nachtheilt
zu bewahren . Wir wollen Sie , um Ihnen dieses klar zu
machen , an jenen Zweig der Ausgaben erinnern , wo dieses
vorzüglich der Fall ist — an die öffentlichen Bauten . Ge¬
wöhnlich werden zu deren Ausführung nur Thcile deö Gc -
sammtaufwandes durch das Budget bestimmt , zur Fortsetzung
oder Vollendung sind neue Crcdiie nolhwendig . Würde
die Negierung sich streng an das Budget halten , so müßten
die Wasser - , Straßen - und Hochbauten oft viele Monate
gänzlich unterbrochen werden , unbenutzt ginge die beste
Zeit zum Bauen vorüber ; die Vorbereitungen dazu konnten
nicht rechtzeitig getroffen , der niederste Wasserstand zu Wasser¬
bauten oft nicht benutzt , die Hochbauten erst begonnen
werden , wenn die beste Zeit zum Bauen vorüber ist.

Die Regierung glaubte , diese Nachlhcile würden durch
die Verlegung deö Recknungsterminö beseitigt , sie hoffte ,
die Budgetarbeiten würden im Winter vollendet werden .
Ihre Erwartungen sind nicht in Erfüllung gegangen , obschon
die Vorlage des ordentlichen Budgets im November vori¬
gen , des nachträglichen und außerordentlichen am Schluffe
Januarö dieses Jahrö erfolgte . Heute , hochgeehrte Herren ,
fühlen Sie gewiß mit uns die Nachthellc der späten Erledi¬
gung des BudgetS ; heute fühlen Sie gewiß mit uns die
Nachtheile einer gewöhnlich darauf folgenden , Ihre Kräfte
über ein billiges Maß in Anspruch nehmenden Beschleuni¬

gung desselben ; heut « fühlen Sie gewiß mit unS , daß e-
im Interesse deS Landes liegt , daß eS in Zukunft ander¬
werde . Wie der Zweck zu erreichen — bitten wir Sie zum
Gegenstand Ihres Nachdenkens zu machen ; er kann nur
erreicht werden durch Einverftändniß zwischen der Negierung
und den Ständen . Wir werde » Ihnen darüber noch svor
dem Schluffe des Landtags eine Vorlage machen , da von
unserer Seite die Budgetsarbeiten für den nächsten Landtag
so vorbereitet werden müssen , daß , wie wir vorauSsetzcu
dürfen , der gemeinschaftliche Wunsch sicher erreicht werden
kann . DaS vorgelegte Finanzgesetz glauben wir Ihrer Zu¬
stimmung nicht empfehlen zu dürfen , da es eigentlich nur
eine Zusammenstellung aller in Beziehung auf den Staats¬
haushalt gefaßten Beschlüsse der Kammer ist .

Die Sitzung wird hierauf suspcndirt und die Budget -
commiffion tritt zur Berathung desselben zusammen .

Nach Verlaus von zwei Stunden macht der Präsi¬
dent der wieder versammelten Kammer die Mittheilung ,
daß der Bericht über die Verhandlung gedruckt werde und
beraumt die nächste Sitzung auf den folgenden Tag an .

Schluß der Sitzung .

119te öffentliche Sitzung der 2 . Kammer .
Karlsruhe , den 1 . August 1811 . Unter dem Vor¬

sitze des Präsidenten Bekk . Auf der Regierungsbank :
Finanzminister v . Böckh , Geh . Referendar Ziegler .

Zufolge der Aufforderung des Präsidenten erstattet
der Abg . v . I tz st e i n von der Redncrbühne herab im
Namen der Budgetcommiffion folgenden Bericht über den
in der gestrigen Sitzung vorgelegten Entwurf des
Finanzgesetzes für 1811 und 1815 .

Die Behauptungen , welche die Negierung in ihrem
Vortrage aufstellt , haben unverkennbar die Richtung ,
daS Bewilligungsrecht der Kammer zu beschränken , ein
Recht , welches in der Verfassung begründet ist , und
nicht bestritten werden kann . Die betreffenden Bestimmun¬
gen des vierte » Abschnittes der Verfassung sprechen hier¬
über zu klar , als daß einem Zweifel Raum gegeben wer¬
den könnte . Nach demselben bewilligt die Kammer die
Steuern , ihr wird zugleich nach § . 55 das Staatsbudget
mit dem Finanzgcsetze vorgelegt , ohne daß in Bezug auf
die Behandlung desselben irgend eine andere Vorschrift
gegeben ist , als daß zu Kosten für geheime Ausgaben eine
schriftliche , von einem Mitglicde des Staatsministeriums
contrasignirte Versicherung des G r o ß h e r z o g s beige -



bracht wird , daß die Summe zum wahren Besten des

Landes verwendet worden sei oder verwende « werden solle .

Nach diesen Vorschriften der Verfassung wurden auch bis¬

her alle Budgets behandelt ; die Kaminern bewilligten

minderten und verweigerten nach vernommenen Berichten

der Budgetcommission einzelne Positionen , und auf den

Grund dieser Beschlüsse wurde das Finanzgesetz , so weit

es die Zahlen betraf , zusammcngestellt , ohne daß die Gr .

Negierung jemals , wie dießinal in dem Vorträge dersel¬

ben geschieht , das Recht der K a in in e r bestritten

hat , die Positionen des Budgets zu bewilli¬

ge n o d e r z u v e r w e i g e r n . In so fern die Negie¬

rung durch ihre Behauptung die Aufnahme von Positionen

in das Budget verstehen will , von denen dasselbe bei sei¬

ner Vorlage nichts enthielt , so ist von Seiten der Kam¬

mer ein Recht der Initiative nie verlangt , vielmehr jenes

der Negierung stets anerkannt worden . Will aber die Ne¬

gierung mit ihrer Behauptung aussprechen , daß die Kam¬

mer Positionen , welche die Regierung dem Staatsbudget

einverleibt hatte , nicht in minderem Betrage bewilligen

könne , als sie gefordert wurden , so spricht gegen einen

solchen Satz nicht allein das der Kammer zustehende allge¬

meine Bewilligungsrecht , sondern auch die Erfahrung und

unbestrittene Uebung seit dem Bestehen der Verfassuug .

Eben so richtig und aus dem Bewilligungsrecht der Kam¬

mer fließend ist aber auch die jeweilige gänzliche Verwei¬

gerung der von der Negierung für einen gewissen Zweck

verlangten Mittel , wenn die Kammer das Unternehmen ,

wofür die Bewilligung der Gelder verlangt worden , nicht

für nützlich oder dringend erkennt . Die Behauptung

der Regierung tritt also in jeder Beziehung den verfassungs¬

mäßigen Rechten der Kammer zu nahe ; ja sie würde , wenn

sie je Geltung erhalten sollte , das Bewilligungsrecht der

Stände ganz aufheben und ihnen bloß das Recht der Mit -

berathung überlassen . Zwar sagt der Herr Finanzminister ,

welchen die Commission zu ihrer Berathung eingeladcn hat ,

das Budget könne nur auf dem Wege der Vereinbarung

mit der Negierung zu Stande kommen , ein Satz , den die

Kammer nie widersprechen wird,aveil er verfassungsgemäß

ist ; aber diese Vereinbarung versteht sich nur von dem Gc -

sammtbudget — von dem Finanzgesetze . Versagt diesem die

Negierung die Zustimmung , weil sie in Folge einzelner

von der Kammer herabgesetzter oder verweigerter Positio¬

nen eine zu starke Minderung der Mittel erkennen zu müs¬

sen glaubt , dann fehlt es allerdings an der Vereinbarung
— dann wird aber die Negierung Gebrauch von ihre !»

Rechte machen und die Auflösung der Stäudeversammlung

aussprechen . Allein nie kann die Regierung verfassungs¬

mäßig das Recht ansprrchsn , Ausgaben , welche von det

Kammer verweigert sind , dennoch zu vollziehen unter

dein Borgeben , daß es daS wohlverstandene öffentliche In¬

teresse erfordere . — Dieß wäre gerade das Grab der

landständischen Rechte , weil cs dann der Negierung ganz

überlassen wäre , die einzelnen verweigerten oder verän¬

derte » Forderungen nach Belieben doch zu verwirklichen ,

und dadurch das Budget , die der Kammer darüber er¬

statteten Berichte , so wie die Verhandlungen rein über¬

flüssig zu machen . Die Verweigerung einer Position des

Budgets durch die Kammer ist keine einseitige Festsetzung

des Budgets , sondern daS Hinderniß des Vollzugs einer

Ausgabe . Die Kammer hat eine einseitige Festsetzung dcS

Budgets nie angcfprochen , sic verlangt nur , daß die Re¬

gierung solche auch nicht begehre . Der Herr Finanzmi¬

nister bemerkte zwar auf diese Erklärung hin , das Gr .

Staatsministerium habe nicht zu einer Auflösung schreiten

wollen , daher habe das Finanzgesetz , wie cs vorliege ,

mit allen Beschlüssen der Kammer die höchste Genehmi¬

gung erhalten , mithin sei hier eine Vereinbarung vorhan¬

den . Aber gerade daraus geht auch hervor , daß diese

Vereinbarung ebenfalls die von der Kammer ganz verwei¬

gerten Posten betrifft , mithin alö Widerspruch erscheint ,
was der RegierungSvortrag in folgenden Worten weiter sagt :

„ So wenig " bis „ nothwcndig macht .
" ( s. oben S - 1187 ) .

Denn sobald tu der höchsten Bestätigung des Finanz -

gesetzcs, wie natürlich ist, eine Vereinbarung desselben und

dcö Budgets liegt , so kann unmöglich von der Regierung

noch daS Recht angesprochen werden , die verweigerten Un¬

ternehmungen doch auszuführen , oder Minderungen anderer

Positionen unbeachtet zu lassen , weil keine Vereinbarung

vorhanden sei . Die beschränkenden Zusätze aber „ so weit

cS nur immer möglich ist " und „ wo es das wohlverstan¬

dene öffentliche Interesse dringend noihwendig macht " kön¬

nen uni so weniger alö Bürgschaft für die Rechte der

Kammer betrachtet werden , als solche Ausdrücke einer gar

weiten Auslegung fähig sind .
Die Erklärung der Regierung , den Kasernenbau zu Ra -

stadt betreffend , für welchen die Kammer noch zur Zeit die

verlangte Bewilligung von 100,000 fl . abgelehnt hat , weil

der Festungsbau auf zehn Jahre berechnet ist und die hohe

Bundesversammlung die dafür von den deutschen Staaten

bcizutragendcn Gelder ebenfalls auf zehn Jahre repartirt

hat , mithin der Bau selbst um so weniger dringend ist, alS

er die durch den Festungsbau ohnehin hochgestcigcrten Ma -

tcrialprcise noch mehr steigern würde , liefert den Beweis ,

wie die Regierung die Sache zu behandeln gedenkt . Sie

stellt den Bau in Aussicht , ungeachtet der wichtigen Gründe ,



welche die Kammer bestimmt haben , die Bewilligung der
Mittel noch zur Zeit abzulebnen , und schiebt die bundeS -

mäßige Verpflichtung vor — und doch sagt der BundeS -

deschluß nur , die Kaserne für die Friedensgarnison ist von

dem Staate zu bauen , welcher die Friedcnsgarnison stellt ;

er sagt aber nicht und die Bundesversammlung wollte und

konnte , ohne Verletzung der Selbststäiidigkei ! Badens , nicht

fordern , daß die Kaserne schon im Jahr 1844 , also kaum

im zweiten Jahre deö auf zehnjährige Dauer berechneten

Festungsbaues , mithin vor der Hand ohne Zweck gebaut

werden sott . -

Die Budgetkommiffion kann nach Entwickelung dieser !

Ansichten der Kammer nur Vorschlägen , den Grundsätzen ,

welche die Regierung so unerwartet dem bisher unbestrit¬

tenen Bewilligungsrecht der Kammer beinahe in der letzten

Stunde vor ihrer Beurlaubung entgegen setzt , mit aller

Kraft zu widersprechen , und das für das Land wie für

die Kammer gleich wichtige Recht zu erhalten .

Hatte die Regierung bei Aufstellung der in ihrem Vor¬

träge niedergclcgten Grundsätze den Fall im Auge , wo ein

Unternehmen , für welches von der Kammer die Mittel ver¬

weigert waren , wo aber unvorhergesehene Ereignisse dasselbe

dock unumgänglich uvthig machen , so enthält die Verfassung

dafür die erforderlichen Vorschriften , eben so wie auch für

die Erlassung provisorischer Gesetze, und sagt sie dies nicht

mit ansdrücklichen Worten , so geht cs auS der Analogie
des Artikels 66 der Verfassung und anderen Bestimmungen

zur Genüge hervor . So wird z . B . durch Wegreißung
der Schutzdämme in Folge von Uebcrschwcmmungen , wenn

die Mittel für deren Ausbesserung verlangt , jedoch verwei¬

gert waren , oder durch den Einsturz eines HauseS , für

dessen Neubau die Kammer die verlangten Gelder nicht

bewilligt hatte und durch ähnliche Fälle die Regierung

jederzeit baS Recht erhalten , die erforderlichen Mittel , falls
die Stände nicht versammelt sind , zu verwenden und später

zu rechtfertigen , ohne daß die Kammern einen Anlaß zu
Beschwerden oder einen Angriff auf ihre Rechte finden
werden . Denn cs können solche dringende Umstände neu

« intretcn , oder dann erst an den Tag kommet ! , nachdem

die Kammer mit voller Ucberzcuaung die verlangten Mittel

verweigert hatte , ivaS nicht geschehen wäre , wenn solche

neue Umstände schon vorhanden gewesen wären .

Die Budgetkommisslon setzt indessen , um auch hier die

Rechte der Kammer nicht zu gefährden , voraus , daß diese
neuen Umstände und Verhältnisse wahrhaft wichtige und

wirklich dringende sind , welche eine längere Verschiebung
des in Frage stehenden Unternrhinens nicht erlauben .

Die Commission schlägt nun der Kammer vor :

1 . einen entschiedenen Widerspruch gegen diejenigen von

der Regierung in ihrem Vorträge vom 31 . Juli aus¬

gestellten Grundsätze , welche daS Bewilligungsrecht
der Kammer beeinträchtigen , in ihr Protokoll nieder -

zulegen .
2 . Dabei aber auch ferner auSzusprechen , daß die Ver¬

ausgabung einer Position , für welche von der Kammer

die Mittel verweigert sind , von der Negierung nicht

vollzogen werden können , eS sei denn , baß solche drin¬

gende Umstände neu eintrctcn oder erst an den Tag
kommen , unter welchen die Regierung nach der Ver¬

fassung berechtigt ist , unter ihrer Verantwortlichkeit

und vorbehaltlich späterer Rechtfertigung Ausgaben zu
machen .

Hierauf besteigt Finanzminister v . Böckh die Redncr -

bsthne und trägt vor : Hochgeehrte Herren ! Wir haben

Ihnen gestern das Finanzgcsctz vorgelegt ; Ihre vcrchrliche

Commission hat Ihnen heule darüber berichtet . Gegen das

Finanzgesetz erinnert sie nichts , in der Hauptsache sind wir

also einig ; sie erhebt aber Beschwerden gegen Aeußerungcn
der Regicrungskommisslon , womit sic daS Finanzgesetz vor -

gclcgt hat .
Es freut uns , hochgeehrte Herren , Ihnen klar machen zu

können , daß der erste Antrag Ihrer Commission überflüssig

ist, weil nach dem Bericht derselben über den von » nö aus¬

gestellt «» Grundsatz gar keine Meinungsverschiedenheit vor¬

liegt ; der zweite Antrag , weil wir die darin anfgestettte

Behauptung im Wesentlichen gar nicht bestreiten .
Bei Beurtheilung eines Streites ist und bleibt cö immer

die Hauptsache , die faktischen Verhältnisse kennen zu lernen ;
baS Urthcil ist da » » in der Regel nicht schwer . Machen wir

uns klar , waö beide T heile behaupten , so werden wir unS

sagen : cS besteht kein Streit , eS ist also keiner zu entschei¬
den . Da wir aber in diesem Augenblick die streitenden

Theile sind , und keiner c n t sch e i o e n kann , so müssen wir

uns ans den Standpunkt eines dritten Unbethciiigten erheben .

Wir wollen dieses versuchen , wir hoffen , ihre verehrliche

Commission wird uns ans diesem Gange begleiten . Auf

dem Höhepunkt des unbetheiligten Dritten angekommen ,
werden wir zu einander sprechen : Ein Mißverständniß hat
u » S getrennt , eS ist gehoben , wir sind einig .

( Fortsetzung folgt . )
Bei der Abstimmung wurde mit Umgehung des Com -

mifsionsantrags I . der zweite angenommen — und daS

ganze Gesetz mit allen Stimmen gegen 7 ( Bassermann ,
Gerbel , v . Jtzstcin , Hecker , Richter , Sander und Mathy )

gleichfalls angenommen .

■ *
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